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Editoral

Bessere Koordination zwischen dem Bund und den Kantonen

In der Schweiz, als einem Bundesstaat, ist die Kompetenzverteilung zwischen dem
Bund und den Kantonen klar geregelt. Diese strikte Einhaltung der bundesstaatlichen
Strukturen führt oft zu erheblichen Problemen. Jeder Kanton hat seine eigenen Regelungen

und Bestimmungen. Der Bund ist nicht befugt sich in die Angelegenheiten der
Kantone einzumischen, sofern er nicht ausdrücklich dazu in der Bundesverfassung
ermächtigt ist. Da das Jenische Volk als Schweizer Minderheit bis heute keine
verfassungsrechtliche Stellung hat, ist die Kultur des Jenischen Volkes vom Goodwil der
Kantone und Gemeinden abhängig. Vor allem in bezug auf die fehlenden legalen
Aufenthaltsmöglichkeiten - als zentrales Problem der Schweizer Jenischen - wäre eine
bundesweite Lösung nötig. Auch wenn der politische Wille, neue Plätze zu schaffen, in den

letzten Jahren grundsätzlich gewachsen ist, so stossen konkrete Projekte oft auf Widerstand.

Die Kantone haben Schwierigkeiten mit den Gemeinden, welche für die Realisation

eines Stand- oder Durchgangsplatzes die massgeblichen Kompetenzen haben.

Anfragen an die Kantone werden mit der Verweisung an den Bund abgefertigt. Keiner
möchte sich für die Schaffung von legalen Aufenthaltsort für das Fahrende Volk
zuständig erklären.

An einer ersten Sitzung mit verschiedenen Kantonsvertretern und dem Bund wurde
versucht diese Missstände aufzuzeigen und Lösungsansätze zu erörtern. Vor allem ist eine
bessere Koordination zwischen dem Bund und den Kantonsbehörden eine unabdingbare
Voraussetzung um die Problematik der fehlenden Stand- und Durchgangsplätze eini-

germassen in den Griff zu bekommen.

Durch den Zuwachs der durchreisenden ausländischen Fahrenden hat sich die Situation
noch verschärft. Viele Gemeinden, welche sich bis anhin den Jenischen gegenüber tolerant

gezeigt hatten, ändern ihre Praxis und sind nicht mehr gewillt Aufenthaltsmöglichkeiten

zur Verfügung zu stellen. Fahrende sind Fahrende; und es wird nicht mehr
zwischen ausländischen oder schweizerischen unterschieden. Die Angst der Bevölkerung
vor einem erneuten Überfall lässt keine Differenzierung mehr zu. Die Jenischen als

Schweizer Bürger, welche mit den schweizerischen Gepflogenheiten und Sitten ebenso

vertraut sind wie jeder andere Bürger, dürften nicht wegen solchen negativen
Vorkommnissen in Mitleidenschaft gezogen werden.

Mit der Stiftung "Zukunft für Schweizer Fahrende", welche in einem Bundesgesetz
verankert wurde, sind auf Bundesebene Ansätze einer Anerkennung der kulturellen
Minderheit des Jenischen Volkes geschaffen worden. Doch bis zu einer konkreten Verankerung

der Jenischen als ethnische Minderheit auf Verfassungsebene ist noch ein langer
und erschwerlicher Weg. ^
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